
D
er Medizintechnikhersteller Ab-
bott wird sein Werk in Rangendin-
gen imZollernalbkreis zum dritten

Quartal 2011 schließen. Als Begründung
nennt der weltweit aufgestellte Konzern
„eine deutliche Überkapazität und eine da-
raus resultierendeNichtauslastung“ in sei-
ner Gefäßerkrankungssparte Abott Vascu-
lar.Manhabe alle Standorte unter dieLupe
genommen und sei nach „einer umfangrei-
chenÜberprüfung“ zudemSchluss gekom-
men,Rangendingen zu schließen.

Von der Kündigung sind 260 Mitarbei-
ter betroffen. Die 5300 Einwohner zäh-
lende Gemeinde verliert damit ein Fünftel
ihrer Arbeitsplätze. Der Konzern will zu-
mindest einem Teil der Mitarbeiter Jobs
an anderen Standorten anbieten – neben
der Zentrale in Wiesbaden sind dies Lud-
wigshafen, Ettlingen, Wetzlar, Hannover
und Neustadt. Es sei aber „zu früh“, um zu
sagen, in welchem Umfang dies geschehen
könne, sagte die Sprecherin. Zunächst will
die Geschäftsleitung Gespräche mit dem
Betriebsrat aufnehmen, umsozialverträgli-
cheLösungenauszuhandeln.

In Rangendingen werden seit 1991 Bal-
lonkatheter und Stents zur Behandlung
von Gefäßkrankheiten hergestellt. Deren
Produktion sollnuneingestelltwerden.An-
fangs gehörte das Werk zur Jomed-
Gruppe. Nach deren Pleite im Jahr 2003
übernahm Abbott die Fabrik und baute sie
aus. DerMarkt verlange komplexere Stent-
Systeme, die der Konzern bereits in Irland
und Kalifornien fertige, sagte die Spreche-
rin. Zuletzt machte demWerk Rangendin-
gen ein stetiger Umsatzrückgang zu schaf-
fen. Lag der Umsatz 2006 noch bei knapp
24,5 Millionen Euro sank er 2008 auf 19,2
MillionenEuro.

N
ach Einschätzung der Deutschen
Bank sind die Institute in der Lage,
den Mittelstand ausreichend mit

Krediten zu versorgen. Derzeit stündenbei
derDeutschenBanksogarhöhereKapazitä-
ten zur Verfügung, als von den Betrieben
abgerufen würden. „Die Kreditnachfrage
sinkt wegen der noch eher verhaltenen In-
vestitionstätigkeit“, sagte Thomas Keller,
Mitglied der Geschäftsleitung der Deut-
schenBank inStuttgart,beimJahrespresse-
gespräch. Für Keller ist nicht eine vielfach
befürchtete Kreditklemme das Problem.
Der für dasFirmenkundengeschäft zustän-
digeManager sieht vielmehr die Schwierig-
keit, dass viele Betriebe nicht
kreditwürdig sind. „Wenn wir
ein Vorhaben als unsinnig er-
kennen, dann können wir
doch kein Darlehen dafür be-
willigen. Die Bank kann dem
schlechten Geld kein gutes
hinterherwerfen.“

Keller sieht durchaus die
Gefahr, dass den Banken am Ende der
Schwarze Peter zugeschoben wird, wenn
Unternehmen als Folge der Krise oder we-
gen fehlender Kraft für den Aufschwung
aufgeben müssen. „Die Banken stehen im-
mer am Pranger.“ Dabei sei es Teil einer
Krise, dass Betriebe, die sich ohnehin nur
mitMühe amMarkt hielten, „ausdemRen-
nen ausscheiden“. „Wir sagen bei der Kre-
ditvergabe nicht leichtfertig Nein, aber es
müssen sinnvolle Projekte sein“, sagte Kel-
ler.DasKreditvolumenderBank fürmittel-

ständische Unternehmen in der Region
Württemberghat 2009gegenüberdemVor-
jahr leicht von drei auf 3,16 Milliarden
Euro zugenommen. DieDeutsche Bankbe-
treute den Angaben zufolge wie imVorjahr
rund 44 000 Geschäfts- und Firmenkun-
den in der Region. „Wir halten konstant
seit Jahren knappneunMilliardenEuro an
offenenKreditlinienvor“, sagteKeller.

Die Deutsche Bank hat Ende vergange-
nen Jahres rund 582 000 Privat- und Ge-
schäftskunden in der RegionWürttemberg
betreut. Das ist ein Zuwachs von 18 000
Kunden gegenüber 2008. In Stuttgart habe
sich die Kundenzahl konstant bei knapp

116 000 gehalten, sagte Hol-
ger Appel, in derGeschäftslei-
tung zuständig für das Privat-
und Geschäftskundenge-
schäft. Das Geschäftsvolu-
men in der Region Württem-
berg sei 2009 gegenüber dem
Vorjahr um 3,6 Prozent auf
11,4 Milliarden Euro gestie-

gen, in Stuttgart sei es um 3,5 Prozent auf
2,5Milliarden Euro geklettert. Nach Anga-
ben von Armin Eiche, der in der Geschäfts-
leitung für die vermögenden Privatkunden
verantwortlich ist, steht bei seiner Klientel
angesichts derKrise „der Vermögenserhalt
und die Vermeidung unnötiger Risiken“
obenaufderAnforderungsliste.

In der Region Württemberg beschäftigt
die Deutsche Bank wie im Vorjahr etwa
800 Mitarbeiter, in Stuttgart sind es eben-
fallsunverändert rund 150Beschäftigte.

I
n der Stuttgarter Zeitung vom 9. 2.
2010 berichteten Sie unter der Über-
schrift „Bahn-Chef muss vor Bundes-

tag“ über den sogenannten Datenskandal
bei derDeutschen Bahn. In diesemZusam-
menhang schreiben Sie mit Bezug auf den
UntersuchungsberichtderWirtschaftsprü-
fungsgesellschaftKPMGübermich:
„KPMG kam nach Informationen dieser
Zeitung in der Untersuchung des Falles
zumSchluss, dass die Beteiligung Illings an
der illegalen und strafbaren E-Mail-Über-
wachung nicht so zweifelsfrei nachweisbar
sei, dass es für eine Verurteilung in einem
Strafprozess reicht.“

Hierzu stelle ich fest: Der KPMG-Be-
richt kommt nicht zu dem von Ihnen be-

haupteten Schluss. Der Vorstandsvorsit-
zende der Deutschen Bahn AG, Dr. Rüdiger
Grube, hat mir in Kenntnis des Berichts als
Ergebnis der Untersuchungen durch die
KPMG mitgeteilt, dass es keinen Anhalts-
punkt dafür gibt, dass ich in die Ermittlun-
gen der Konzernsicherheit der Deutschen
Bahn involviertwar,EinzelheitenderVorge-
hensweise der Konzernsicherheit kannte
oder in sonstiger Weise in diesem Zusam-
menhangnicht korrekt gehandelt hätte.

Wiesbaden, 16. 2. 2010
Jürgen Illing

Herr Illinghat recht.DieRedaktion

Medizintechnik 260 Mitarbeitern
in Rangendingen droht die Kündi-
gung. VonWolfgang Messner

Thomas Keller zur fehlenden
Kreditwürdigkeit von Firmen

D
ie Geschäftsführer der Industrie-
undHandelskammern (IHK) brau-
chen derzeit keinen Neid zu fürch-

ten, denn die Höhe ihres Gehalts kennt die
Öffentlichkeit nicht. Während die Chefs
börsennotierter Unternehmen ihre Ge-
samtvergütung Jahr für Jahr preisgeben
müssen, erlaubt das Gesetz den Chefs der
Kammern Verschwiegenheit. Das entzürnt
jeneUnternehmer, denenschondiePflicht-
mitgliedschaft in den Kammern ein Dorn
im Auge ist: die Mitglieder des Bundesver-
bands für freie Kammern (BffK). „Indus-
trie- und Handelskammern sind Körper-
schaften des öffentlichen Rechts und der
Gesellschaft, die ihnen Rechte und Pflich-
ten verliehen hat, zu besonderer Transpa-
renz und Rechenschaft verpflichtet“, sagt
BffK-BundesgeschäftsführerKaiBoedding-
haus. Anfang des Monats schrieb er des-
halb alle Kammern an. Er bat um Informa-
tionen zum Gehalt der Chefs und ihrer
Stellvertreter – doch die, die antworteten,
gaben ihre Einkünfte nicht preis, auch
StuttgartundReutlingennicht.

„Die Entscheidung über die Offenle-
gung der Gehälter hat unser Beschlussor-
gan, die Vollversammlung, zu treffen und
nicht ich“, sagt der Hauptgeschäftsführer
der IHKRegionStuttgart, AndreasRichter.
Solle das Thema auf die Tagesordnung der
Versammlung,müsse einMitglied desGre-
miums einen entsprechenden Antrag stel-
len. „Und wenn die Versammlung dann –
unter Berücksichtigung aller rechtlichen
und vertraglichen Restriktionen – be-
schließt, dass die Geschäftsführer ihre Ge-
hälter offenlegen müssen, dann werden
wir das auch tun“, sagt Richter. Einen sol-
chen Antrag habe es bei der IHK Stuttgart
allerdings seithernicht gegeben.

Auch bei der IHK inReutlingen versteht
mandenUnmut der BffK-Mitglieder nicht.
„Mit der Veröffentlichung unseres Jahres-
berichts und demWirtschaftsplan erfüllen
wir ein ausreichendesMaßanTransparenz
über dieVerwendung unsererBeiträge und
unsere finanzielle Situation“, sagt derPres-
sesprecher der Reutlinger IHK, auch der
Personalaufwand werde dabei erfasst. Das
einzelne Gehalt des Geschäftsführers und
seines Stellvertreters könne man jedoch
nichtpreisgeben,daes sichdabeiumIndivi-
dualverträge handele. „Und die unterlie-
gen der Vertraulichkeit“, sagt der Sprecher.

„Die Kammern verweigern die Veröf-
fentlichungmit fadenscheinigenArgumen-
ten“, sagt Boeddinghaus. „Wenn sie selber

nicht die Kraft zur Transparenz aufbrin-
gen, ist die Politik gefragt.“ Doch beim ba-
den-württembergischenWirtschaftsminis-
terium gibt es keine Bestrebungen, an die-
ser Vertraulichkeit zu rütteln. „Es handelt
sich um privatrechtliche Vertragsverhält-
nisse zwischen der IHKunddemMitarbei-
ter, die dem Datenschutz unterstehen“,
heißt es bei der Aufsichtsbehörde der In-
dustrie- und Handelskammern im Land.
Eine gesetzliche Regelung zu den Gehäl-
tern gebe esnicht. DieEinführungder dop-
pelten Buchführung und die Bilanzierung
nach dem Handelsgesetzbuch hätten die
Kammern2006 freiwillig beschlossen.

NacheinemBerichtderWirtschaftszeit-
schrift „Impulse“ sollen die Hauptge-

schäftsführerdergrößten IHKs inDeutsch-
land bis 600 000 Euro pro Jahr verdienen
und damit deutlich mehr als die Chefs gro-
ßer Krankenkassen, die ihre Gehälter seit
2004 offenlegen müssen. Bei mittelgroßen
Kammern sollen bis zu 200 000 Euro Jah-
resgehalt gezahlt werden. „Darüber hinaus
leisten sich die meistern Kammern
schlichtweg zu viele Geschäftsführer“, sagt
der Geschäftsführer des BffK. Doch auch
das weisen die Kammern vehement zu-
rück. „Wir haben bei 300 Vollzeitstellen
einenHauptgeschäftsführerundzwei Stell-
vertreter. Darüber hinaus gibt es weitere
neun, die zwar Geschäftsführer heißen,
aber faktisch Abteilungsleiter sind“, sagt
Richter vonderStuttgarterKammer.

Finanzierung Württembergische Unternehmen halten sich nach
Ansicht des Instituts mit Investitionen zurück. Von Andreas Schröder

Abbott schließt
Standort

„Wirkönnendem
schlechtenGeld
kein gutes
hinterherwerfen.“

Vergütung Die Geschäftsführer
verraten ihre Gehälter nicht. Dass
sie es nicht müssen, bereitet
Verdruss. Von Judith Weber

Betriebe fragen bei der Deutschen
Bank weniger Kredite nach

Gegendarstellung

Was IHK-Chefs verdienen, bleibt geheim

Öffentlich-rechtliche Einrichtungen meiden die Öffentlichkeit: Die Gehälter der IHK-Chefs werden nicht publiziert.  Foto: Vario Images

Leider können wir Ihnen derzeit nicht 

unseren gewohnten Lufthansa-Service bieten.

Für Unannehmlichkeiten, die Ihnen dadurch

entstehen, bitten wir um Entschuldigung.

Die Vereinigung Cockpit hat zu einem Streik

aufgerufen. Infolgedessen kommt es derzeit zu

Ausfällen von Lufthansa-Flügen.

Wir bedauern dies sehr und tun alles dafür, 

um die Auswirkungen für Sie so gering wie 

möglich zu halten. Dafür haben wir einen 

Sonderflugplan aufgestellt, den wir laufend an 

die aktuelle Entwicklung anpassen.

Darüber hinaus sind wir mit allen Kräften darum 

bemüht, eine zügige Lösung des Konflikts zu 

erreichen.

Wir danken Ihnen für Ihr Verständnis.

Den aktuellen Sonderflugplan und weitere 
Informationen finden Sie im Internet 
unter www.lufthansa.com – oder über 
das Lufthansa Service Center unter der
Telefon-Nr. 0800 8 50 60 70

(Kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen. Kosten aus ausländischen Netzen können abweichen.)
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